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§ 23

Besondere Finanzhilfe 
für Sprachbildung und Sprachförderung

(1) 1Der örtliche Träger erstellt das regionale Sprachförder-
konzept im Einvernehmen mit den übrigen Trägern von Kin-
dertagesstätten in seinem Zuständigkeitsbereich, die sich an
der Erstellung beteiligen wollen. 2Das Sprachförderkonzept muss

1. die Verteilung der besonderen Finanzhilfe auf die einzelnen
Träger von Kindertagesstätten im Zuständigkeitsbereich
des jeweiligen örtlichen Trägers regeln und

2. die Handlungsempfehlungen des Fachministeriums zum
Orientierungsplan für Bildung und Erziehung im Elemen-
tarbereich niedersächsischer Tageseinrichtungen für Kin-
der zu Sprachbildung und Sprachförderung berücksich-
tigen, die im Internet unter www.mk.niedersachsen.de in
der Kategorie „Frühkindliche Bildung“ bereitgestellt sind.

3Kommt das Einvernehmen nicht zustande, so hat der örtliche
Träger das Landesjugendamt zu beteiligen mit dem Ziel, eine
Einigung zu erreichen. 4Gelingt das nicht, so ersetzt die Zu-
stimmung des Landesjugendamtes zu dem Sprachförderkon-
zept das Einvernehmen. 5Das Sprachförderkonzept ist regel-
mäßig fortzuschreiben; die Sätze 1 bis 4 gelten für die Fort-
schreibung entsprechend.

(2) Mit den Mitteln nach § 31 Abs. 2 Satz 3 NKiTaG dürfen
nur Personalausgaben für Kräfte finanziert werden, die die
Anforderungen des § 9 NKiTaG erfüllen.

(3) Mit den Mitteln nach § 31 Abs. 2 Satz 4 NKiTaG dürfen
nur finanziert werden

1. Personalausgaben für Fachberatung durch Kräfte, die ei-
nen pädagogischen Hochschulabschluss und mindestens
zweijährige Berufserfahrung in der Kinder- und Jugend-
hilfe haben, oder durch pädagogische Fachkräfte, die vor
dem 1. August 2018 bereits Fachberatung im Schwerpunkt
Sprache durchgeführt haben, und

2. Qualifizierungsmaßnahmen für Kräfte in Kindertagesstät-
ten, die

a) von einem Bildungsträger durchgeführt werden, der über
das im Auftrag des Fachministeriums vergebene „Güte-
siegel für Qualifizierungsmaßnahmen in der frühkind-
lichen Bildung“ verfügt, und

b) zur Stärkung der Sprachbildungs- und Sprachförderkom-
petenz aller in der Kindertagesstätte tätigen Kräfte ge-
eignet sind sowie Handlungskompetenz für die alltags-
integrierte Sprachbildung und Sprachförderung vermit-
teln.

§ 24

Verfahren für die besondere Finanzhilfe
für Sprachbildung und Sprachförderung

(1) 1Die besondere Finanzhilfe für Sprachbildung und
Sprachförderung wird jeweils für ein Kindergartenjahr ge-
währt. 2Der Antrag muss mit den erforderlichen Angaben bis
zum 31. Oktober des jeweiligen Kindergartenjahres, für das
Kindergartenjahr 2021/2022 bis zum 31. Januar 2022, beim
Landesjugendamt eingegangen sein (Ausschlussfrist). 3Der An-
tragsvordruck wird vom Landesjugendamt unter www.rlsb.de/
themen/fruehkindliche-bildung in der Kategorie „Besondere
Finanzhilfe nach dem NKiTaG — Sprachförderung“ bereitge-
stellt.

(2) 1Das Landesjugendamt leistet, auch wenn ein Antrag auf
besondere Finanzhilfe noch nicht gestellt ist, für die ersten
drei Monate des Kindergartenjahres monatliche Abschlags-
zahlungen in Höhe eines Zwölftels des sich aus § 31 Abs. 2
Satz 1 NKiTaG ergebenden Betrages. 2Das Landesjugendamt
leistet für die sich an die ersten drei Monate des Kindergarten-
jahres anschließenden drei Monate ebenfalls monatliche Ab-

schlagszahlungen in Höhe eines Zwölftels des sich aus § 31
Abs. 2 Satz 1 NKiTaG ergebenden Betrages, wenn der Antrag
auf besondere Finanzhilfe innerhalb der Ausschlussfrist nach
Absatz 1 Satz 2 eingegangen ist.

(3) Innerhalb von zwölf Monaten nach Ablauf des Kinder-
gartenjahres, für das die besondere Finanzhilfe gewährt wor-
den ist, muss der örtliche Träger beim Landesjugendamt eine
Erklärung über die zweckentsprechende Verwendung der
Mittel vorlegen, die Angaben zur prozentualen Verteilung der
Mittel für die Zwecke nach § 23 Abs. 2 und 3 und zur Qualifi-
kation der Kräfte und pädagogischen Fachkräfte nach § 23
Abs. 3 Nr. 1 sowie zu den durchgeführten Qualifizierungs-
maßnahmen nach § 23 Abs. 3 Nr. 2 enthält.

Z w e i t e r  T e i l

Kindertagespflege

§ 25

Grundqualifizierung, Fortbildung 
und Weiterqualifizierung 

von Kindertagespflegepersonen

(1) 1Die Unterrichtsstunden für die Grundqualifikation der
Kindertagespflegepersonen nach § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
NKiTaG dauern 45 Minuten. 2Von den mindestens 160 Unter-
richtsstunden sollen mindestens 105 Unterrichtsstunden der
Vermittlung von grundlegenden Kenntnissen und Fertigkei-
ten in Bezug auf die Förderung der Kinder, die Zusammenar-
beit mit den Erziehungsberechtigten und die Vernetzung im
örtlichen Gemeinwesen dienen. 3In den übrigen Unterrichts-
stunden sollen Kenntnisse und Fertigkeiten in Bezug auf die
fachliche und wirtschaftliche Organisation der Kindertages-
pflege vermittelt werden.

(2) In den Fortbildungen nach § 18 Abs. 2 Sätze 2 und 3
NKiTaG sind Kenntnisse und Fertigkeiten in Bezug auf die in
Absatz 1 genannten Inhalte zu vertiefen.

(3) In der Weiterqualifizierung nach § 35 Abs. 6 Satz 2
NKiTaG sind

1. die curricularen Grundlagen der „Aufbauqualifizierung
Kindertagespflege“ des Fachministeriums,

2. die Inhalte der tätigkeitsbegleitenden Module des „Kompe-
tenzorientierten Qualifizierungshandbuchs Kindertages-
pflege“ (QHB) des Deutschen Jugendinstituts oder

3. die curricularen Grundlagen der „Aufbauqualifizierung Kin-
dertagespflege in Ergänzung zum QHB“ des Fachministeri-
ums

zu vermitteln. 

§ 26

Berechnung der finanziellen Förderung 
nach § 35 Abs. 4 bis 6 NKiTaG

Die finanzielle Förderung nach § 35 Abs. 4 bis 6 NKiTaG
bemisst sich nach der Anzahl der Kindertagespflegepersonen,
die am 1. März des vorausgegangenen Kindergartenjahres im
Zuständigkeitsbereich eines örtlichen Trägers tätig waren und
die Voraussetzungen nach § 34 Abs. 3 Satz 1 NKiTaG erfüllt
haben.

§ 27

Pauschalierte Finanzhilfe 
und weitere finanzielle Förderung

nach § 35 NKiTaG

(1) 1Für die finanzielle Förderung nach § 35 Abs. 3 NKiTaG
ist ab dem Kindergartenjahr 2022/2023 eine jährlich um 1,5 Pro-
zent gegenüber dem jeweiligen Vorjahr erhöhte Jahreswochen-
stundenpauschale zugrunde zu legen. 2Die Jahreswochen-
stundenpauschale wird auf volle Euro abgerundet.



Nds. GVBl. Nr. 34/2021, ausgegeben am 31. 8. 2021

629

(2) 1Der Antrag des örtlichen Trägers auf pauschalierte
Finanzhilfe und weitere finanzielle Förderung nach § 35
NKiTaG muss mit den erforderlichen Angaben bis zum Ende
des jeweiligen Kindergartenjahres beim Landesjugendamt ein-
gegangen sein (Ausschlussfrist). 2Der Antragsvordruck wird vom
Landesjugendamt unter www.rlsb.de/themen/fruehkindliche-
bildung in der Kategorie „Förderung der Kindertagespflege“
bereitgestellt. 

(3) 1Ergeben sich nach Erlass des Bewilligungsbescheids
und vor Ende des jeweiligen Kindergartenjahres Änderungen,
die zu einer Erhöhung der pauschalierten Finanzhilfe oder der
weiteren finanziellen Förderung führen können, so darf der
örtliche Träger einmalig einen Änderungsantrag einreichen.
2Für den Änderungsantrag gilt Absatz 2 entsprechend. 3Erge-
ben sich nach Erlass des Bewilligungsbescheids und vor Ende
des jeweiligen Kindergartenjahres Änderungen, die zu einer
Verringerung der gewährten Finanzhilfe führen können, so
hat der örtliche Träger dies dem Landesjugendamt unverzüg-
lich mitzuteilen. 

(4) 1Das Landesjugendamt leistet für das gesamte Kindergar-
tenjahr 2021/2022 monatliche Abschlagszahlungen auf die
pauschalierte Finanzhilfe und die weitere finanzielle Förderung
nach billigem Ermessen. 2Ab dem Kindergartenjahr 2022/
2023 leistet das Landesjugendamt, auch wenn ein Antrag auf
pauschalierte Finanzhilfe und weitere finanzielle Förderung
noch nicht gestellt ist, monatliche Abschlagszahlungen für
die ersten sechs Monate. 3Abschlagszahlungen für die weite-
ren sechs Monate werden nur geleistet, wenn der Antrag auf
pauschalierte Finanzhilfe und weitere finanzielle Förderung
gestellt ist. 4Die Höhe der monatlichen Abschlagszahlungen
beträgt ein Zwölftel der dem örtlichen Träger im vorausgegan-
genen Kindergartenjahr gewährten pauschalierten Finanzhilfe
und weiteren finanziellen Förderung.

D r i t t e r  T e i l

Bedarfsplanung

§ 28

Feststellungen nach § 21 Abs. 1 bis 3 NKiTaG

Die Feststellungen nach § 21 Abs. 1 bis 3 NKiTaG sind jähr-
lich zum 1. Oktober zu treffen. 

§ 29

Mitteilung nach § 21 Abs. 4 NKiTaG

Die festgestellten Daten nach § 28 sind dem Fachministe-
rium ab dem Kindergartenjahr 2022/2023 jährlich bis zum
15. Januar über ein von diesem bereitgestelltes elektronisches
Erfassungsverfahren mitzuteilen.

V i e r t e r  T e i l

Schlussvorschriften

§ 30

Finanzhilfe für Kinderspielkreise

(1) Je Kraft, die als Gruppenleitung in einem Kinderspiel-
kreis nach § 37 Abs. 1 NKiTaG regelmäßig tätig ist, wird eine
pauschalierte Finanzhilfe gewährt, wenn 

1. die Kraft

a) sich als Gruppenleitung für Kinderspielkreise qualifiziert
hat oder

b) pädagogische Kraft im Sinne des § 9 NKiTaG ist oder
als solche eingesetzt wird,

2. für die Gruppe insgesamt mindestens 5 Stunden wöchent-
lich Leitungs- und Verfügungszeit gewährt wird und

3. die Kinder in der Gruppe wöchentlich mindestens 15 Stun-
den am Vormittag gefördert werden.

(2) 1Die Höhe der pauschalierten Finanzhilfe berechnet sich
getrennt für jede Gruppe, in der die Kraft nach Absatz 1 regel-
mäßig tätig ist, nach dem Finanzhilfesatz, der sich nach den
Sätzen 2 bis 6 ergibt, vervielfacht mit der Jahreswochenstun-
denpauschale nach Satz 7 und weiter vervielfacht mit der
Summe aus der Zahl der von der Kraft nach Absatz 1 in der
Kernzeitgruppe regelmäßig zu erbringenden Wochenarbeits-
stunden und der Zahl der tatsächlich regelmäßig gewährten
Stunden Verfügungszeit für die Gruppe während einer Wo-
che. 2Der Finanzhilfesatz für eine Gruppe, der ausschließlich
Kindergartenkinder angehören, beträgt 58 Prozent. 3Der Finanz-
hilfesatz für eine Gruppe, der Krippenkinder und Kindergar-
tenkinder, aber nicht Hortkinder angehören, beträgt 56 Pro-
zent. 4In einer solchen Gruppe erhöht sich der Finanzhilfesatz
um 0,1 Prozentpunkte je Kind, das vor dem 1. März des jewei-
ligen Kindergartenjahres das dritte Lebensjahr vollenden
wird, jedoch auf nicht mehr als 58 Prozent. 5Werden Kinder-
gartenkinder nicht ab dem ersten Tag des Monats, in dem sie
das dritte Lebensjahr vollenden, bis zu ihrer Einschulung bei-
tragsfrei im Sinne des § 22 Abs. 2 Satz 1 NKiTaG gefördert, so
beträgt der Finanzhilfesatz für eine Gruppe abweichend von
den Sätzen 2 bis 4 jedoch nur 20 Prozent. 6Der Finanzhilfesatz
nach Satz 5 erhöht sich um 2,8 Prozentpunkte je Kind, das am
1. März des jeweiligen Kindergartenjahres das dritte Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben wird, jedoch auf nicht mehr
als 56 Prozent. 7Die Jahreswochenstundenpauschale beträgt
für eine pädagogische Fachkraft und für eine Kraft, die als sol-
che eingesetzt werden darf, 1 267 Euro, im Übrigen 1 088 Euro.

(3) § 24 Abs. 7 NKiTaG und § 21 gelten entsprechend.

(4) In Bezug auf die §§ 23 und 24 gelten Kinderspielkreise
als Kindertagesstätten. 

§ 31

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2021 in
Kraft.

Hannover, den 27. August 2021

Die Niedersächsische Landesregierung

W e i l T o n n e


